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23. Mai 2011 
 
EEG-Novelle 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Wustlich,  

wir nehmen die Gelegenheit wahr, Ihnen zur EEG-Novelle aus Schleswig-Holstein eine 
gemeinsame Stellungnahme zukommen zu lassen. 

In Anbetracht des sehr kurzfristig gesetzten Termins für eine Stellungnahme zum Referen-
tenentwurf, ist eine abschließende Bewertung nicht möglich. Wir behalten uns deshalb vor, 
im Laufe des Verfahrens weitere Aspekte einzubringen. 

Grundsätzlich erfolgt mit dem Gesetzentwurf ein Schritt in die richtige Richtung. Das bis-
lang bewährte System des EEG, mit seinen verbindlichen gesetzlichen Regelungen für die 
Netzbetreiber und dem Vorrang für die Einspeisung von Strom aus erneuerbaren Ener-
gien, hat grundsätzlich weiterhin Bestand und sollte u. E. weiterhin nicht verändert werden.  

Die mit der EEG-Novelle verbundenen Zielsetzungen zur Steigerung des Anteils der er-
neuerbaren Energien und der Transformation des Energiesystems werden geteilt. Aller-
dings sollte u. E. bis zum Jahr 2020 als Ausbauziel ein Anteil erneuerbarer Energien am 
Stromsektor von mindestens 40 % festgeschrieben werden, um so auch im EEG die an-
gestrebte Beschleunigung der Energiewende heraus zu stellen.  

Zu folgenden Aspekten des Entwurfs für die EEG-Novelle sehen wir jedoch Nachsteue-
rungsbedarf und benötigen erläuternde Klarstellungen in einzelnen Bereichen. 

Grundsätzlich haben wir uns bereits in unserem Schreiben aus dem Februar 2011 für eine 
stärkere Integration der erneuerbaren Energien in den Markt  ausgesprochen. Die im 
Gesetzentwurf aufgeführten Instrumente für eine stärke Marktintegration – optionale 
Marktprämie, Grünstromprivileg, Kapazitätskomponente – sind für uns in der beabsichtig-
ten Umsetzung nicht nachvollziehbar. Hier besteht u. E. Klarstellungs- und Optimierungs-
bedarf insbesondere bezüglich des Systems der optionalen Marktprämie und dessen Um-
setzung.  
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Die Berücksichtigung von Speichertechnologien – auch im Bereich der Biogasnutzung – 
wird mit dem Gesetzentwurf ebenfalls angegangen. Es erschließt es jedoch sich nicht hin-
reichend, ob die Regelungen genügend Anreize für die Umsetzung von Speicherprojekten 
geben. Dies ist zu überprüfen und ggf. muss nachjustiert werden. Dabei ist zudem ein er-
gänzendes Förderprogramm für Speichertechnologien zu berücksichtigen. 

Des Weiteren ist die Wirkung neuer Begrifflichkeiten, z.B. „Bemessungsleistung“ auf das 
Vergütungssystem zu überprüfen sowie eine präzise Definition von „Netzengpass“ erfor-
derlich. Wir sehen hier die Gefahr, dass der Einspeisevorrang zwar formal erhalten bleibt, 
de facto aber aufgeweicht wird. 

Im Bereich der Biomasse sind die geplanten Vereinfachungen durch Reduzierung der 
Boni grundsätzlich zu begrüßen. Allerdings sind einige Ansätze bzw. Folgewirkungen des 
EEG-Entwurfs nicht nachvollziehbar und deshalb noch zu überprüfen bzw. zu diskutieren. 
Dies betrifft insbesondere folgende Eckpunkte: 

- Es ist eine praxistaugliche anlagenbezogene, obligatorische (Ab )Wärmenutzung 
für Biogasanlagen erforderlich. Die im Referentenentwurf gesetzte Anforderung, dass 
im ersten Jahr nach Inbetriebnahme 25 % und danach 60 % der Wärme im Kalender-
jahr genutzt werden muss, um eine Vergütung zu erhalten, macht die Finanzierung 
neuer Biogasanlagen praktisch unmöglich. Im ländlichen Raum können hohe obligato-
rische Wärmenutzungsgrade den Ausbau und den Neubau von Anlagen einschränken, 
da die Anzahl potenzieller Wärmeabnehmer begrenzt ist und somit die finanzielle Ab-
hängigkeit bei Bindung an nur einen einzigen Abnehmer relativ hoch ist (da bei Verlust 
des Abnehmers auch die Vergütung entfällt). Eine obligatorische Wärmenutzung wird 
begrüßt, allerdings sollten andere Regelungen (z. B längere Anlaufphase, Berücksich-
tigung unterschiedlicher Jahreswärmebedarfe wie warme Winter = wenig Heizenergie-
bedarf, trockene Sommer = kein Wärmebedarf zur Getreidetrocknung) gefunden und 
gezielte Anreize für eine effiziente Wärmenutzung gesetzt werden.  

- Es sind gezielt Impulse zu setzen für kleine, regio nal angepasste, güllebetriebe-
ne Biogasanlagen  – und zwar aus Klimaschutz- und agrarstrukturellen Gründen. Die 
neue Struktur der Grundvergütung (bisheriger KWK-Bonus und Technologie-Bonus 
werden in Grundvergütung integriert) für die Größenklassen über 150 kW scheint an-
gemessen; für Anlagen bis 150 kW ist sie dagegen nicht ausreichend. Die Investitions-
kosten von Anlagen bis ca. 100 kW betragen bis zu 6.000 €/kW, die von größeren An-
lagen liegen bei bis zu 4.500 €/kW.  
Mit Überschlagsrechnungen sind diese Folgewirkungen allerdings noch genauer zu be-
rechnen. Es ist fraglich, ob unter den vorgesehenen Bedingungen überhaupt noch 
kleine Anlagen gebaut werden. 
Gerade für kleinere, regional angepasste, güllebetriebene Biogasanlagen werden je-
doch bundesweit und in Schleswig-Holstein noch Potenziale gesehen, die auch klima-
politisch interessant sind. 

- Die Differenz zwischen den Rohstoffvergütungsklasse n sollte von 2 auf mindes-
tens 3 ct/kWh erhöht werden, um tatsächlich Anreize für ökologisch vorteilhaftere Sub-
strate wie Gülle, Reststoffe, Grünschnitt zu schaffen. 

Die anteilige Vergütung nach Rohstoffklassen – je nach Bereitstellungskosten, Flä-
chen-/ Nutzungskonkurrenz, ökologischer Vorteilhaftigkeit – scheint sinnvoll zu sein. 
Die vorgeschlagenen Positivlisten (Anlagen 1, 2 und 3) sowie die Anpassung der Bio-
masseVO sind jedoch noch zu überarbeiten. So sind die Folgewirkungen, d.h. die 
Stoffstromwirkung für Bioabfallanlagen und landwirtschaftliche Anlagen zu überprüfen, 
um (neue) Nutzungskonkurrenzen zu vermeiden. Deshalb sollte insofern am Aus-
schließlichkeitsprinzip festgehalten werden, dass in der Anlage 1 zwischen Einsatzstof-
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fen pflanzlicher und tierischer Herkunft unterschieden und eine Kombination bestimm-
ter tierischer Einsatzstoffe mit den Rohstoffvergütungsklassen I und II partiell ausge-
schlossen wird.  

- Die Begrenzung ausgewählter Substrate aus der Rohstoffv ergütungsklasse I 
(Mais und Getreidekorn) auf einen energetischen Ant eil von 60 % ist in ihrer Aus-
wirkung noch vertieft zu diskutieren.  
Eine Deckelung ist im Hinblick auf eine gewollte Reduzierung negativer Umwelteffekte 
insbesondere des Maisanbaus nachvollziehbar und diesbezüglich im Grundsatz zu be-
grüßen. Sie wird im Hinblick auf einen wirtschaftlichen Anlagenbetrieb – insbesondere 
von kleineren Anlagen (150 kW el) mit hohem Gülleanteil - jedoch kritisch gesehen. 
Das Lösungsmodell muss letztlich eine zusätzliche Flächenkonkurrenz verhindern. 

- Die Verlässlichkeit des EEG ist sicherzustellen, de r Bestandsschutz zu wahren , 
d. h. keine rückwirkenden Änderungen: Investitionen, die im Vertrauen auf die gesetzli-
chen Regelungen getätigt wurden, dürfen nicht durch rückwirkende Änderungen in 
Frage gestellt werden. 
Insbesondere die Halbierung des Güllebonus von Altanlagen wird kritisch gesehen und 
ist zu überprüfen, weil Anlagenbetreiber mit dieser Vergütung in die Effizienzsteigerung 
ihrer Biogasanlagen investiert haben und Kredite möglicherweise nicht mehr bedienen 
können, wenn der Güllebonus für diese Anlagen ab 01.01.2012 um die Hälfte gekürzt 
wird. 

Bei der onshore Windenergie ist die Fortführung der Vergütungsstruktur gemäß EEG 
2009 grundsätzlich zu begrüßen.  

- Es bedarf der besonderen Prüfung, ob die Erhöhung der Degression von 1 % auf 2 % 
aus technologischen Entwicklungsgründen gerechtfertigt ist. 

- Die Beschränkung des Repowerings auf Anlagen mit mindestens 14 – 17 Jahren Be-
trieb anstelle der bisherigen Regelung mit mindestens 10 Jahren ist im Hinblick auf 
verstärkte Repoweringmaßnahmen kritisch zu sehen. Hier sollte an der alten Regelung 
festgehalten werden, zumal im Erfahrungsbericht die ungenügende Entwicklung des 
Repowerings beklagt wird. 

- Die Streichung des SDL-Bonus für Neuanlagen ist grundsätzlich akzeptabel. Mit Blick 
auf die Planungssicherheit und bestehende Vertragsbindungen der Anlagenhersteller 
ist jedoch ein längerer Übergangszeitraum erforderlich. 

Bei der offshore Windenergie besteht an mindestens zwei Punkten Nachsteuerungsbe-
darf: 

− Erhöhung der Degression von 5 auf 7 % ab 2018 basiert unseres Erachtens auf Speku-
lationen bezüglich der technischen Entwicklung. Hier könnte es sinnvoller sein, zu-
nächst bis mindestens zum Jahre 2020 eine Degression von 5 % aufrechtzuerhalten. 

− Einführung eines Stauchungsmodells ausgelegt auf 8 Jahre. Hier ist die Höhe der Ver-
gütung mit einer flexibleren Jahresnutzung zu prüfen. Das Stauchungsmodell sollte 
auch 9, 10 oder 11 Jahre zulassen, um je nach Finanzierungsmöglichkeit unterschiedli-
che Lösungen zu ermöglichen. Dabei ist die Höhe der Vergütung grundsätzlich noch 
einmal zu prüfen. Die bislang 19 Cent pro kWh bei 8 Jahren werden von der Branche 
als nicht ausreichend angesehen. 

Die flankierenden Maßnahmen, z.B. die Streichung der Befristung der Netzanbindungs-
pflicht im EnWG, die Verlängerung des Zeitraumes der Zahlung der Anfangsvergütung bei 
Netzfehlern, den Masterplan Offshore-Netzanbindung sowie das KfW-Programm für die 
Finanzierung der Windparks werden begrüßt. 
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Im Bereich der solaren Strahlungsenergie begrüßen wir die weitere Reduzierung der 
Vergütung sowie die stärkere Netzintegration. Es bleibt aber abzuwarten, ob die Photovol-
taik damit auf einen nachhaltigen Entwicklungspfad geführt wird. 

Abschließend stellen wir fest, dass eine deutliche Vereinfachung und Straffung des EEG 
mit dem Gesetzentwurf nicht wirklich erreicht wird. Die Anzahl der Paragrafen ist unverän-
dert hoch und zahlreiche Paragrafen wurden weiter untergliedert (z. B. §§ 20 a + b, 27 a+ 
b, 33 a-h, 64 a bis g). Ob die vorgesehenen Gesetzesänderungen tatsächlich zu Vereinfa-
chungen und weniger Bürokratie führen, wäre noch zu prüfen.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 
gezeichnet  gezeichnet 
Dr. Markus Hirschfeld Bernd Maier-Staud  
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